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Bürgergeld: Steigende Zuzahlungen für
Mieten in Sachsen-Anhalt

Bürgergeldempfänger in Sachsen-Anhalt zahlen im Schnitt
78 Euro für Miete und Heizung hinzu, da Kosten oft nicht

gedeckt sind.

Im deutschen Sozialstaat erhalten Bürgergeld-Empfänger
Unterstützung für ihre Miete und Heizkosten. Trotz dieser
finanziellen Hilfe müssen viele von ihnen jedoch einen Teil
dieser Kosten selbst tragen, was die finanzielle Belastung in
einer zunehmend teuren Mietlandschaft verstärkt.

Die finanzielle Realität für Bürgergeld-
Empfänger

In Sachsen-Anhalt sind 11,5 Prozent der Haushalte, die
Bürgergeld beziehen, mit einem erheblichen monatlichen
Eigenanteil konfrontiert. Laut einer Antwort der Bundesregierung
auf eine Anfrage der Gruppe Die Linke im Bundestag mussten
diese Haushalte im Durchschnitt über 78 Euro aus eigener
Tasche für Miete und Heizkosten beisteuern. Dies betrifft mehr
als 10.300 Haushalte in der Region, die trotz staatlicher
Unterstützung finanzielle Engpässe erleben.

Bundesweite Trends und regionale
Unterschiede

Bundesweit zeigt sich ein ähnliches Bild: Fast 320.000 Haushalte
sind davon betroffen, dass ihre Wohnkosten nicht vollständig
übernommen werden. Im Durchschnitt müssen diese Haushalte



monatlich sogar 103 Euro selbst an ihre Vermieter zahlen.
Besonders gravierend sind die Zuzahlungen im Saalekreis und in
Halle, wo betroffene Haushalte hinweg 112 Euro und 100 Euro
stemmen müssen. In anderen Landkreisen wie Anhalt-Bitterfeld
liegen die Eigenanteile bei etwa 63 Euro.

Die Frage der Angemessenheit

An einem der bedeutendsten Streitpunkte beim Bürgergeld sind
die Richtwerte für Miete und Wohnungsgröße. Der Staat
übernimmt die Kosten nur, wenn diese als angemessen erachtet
werden. Das führt dazu, dass viele Bürgergeld-Empfänger mit
der Herausforderung konfrontiert werden, in weniger
attraktiven, oft teureren Wohngegenden zu leben, da die
festgelegten Grenzen nicht den tatsächlichen Mietpreisen
entsprechen. Diese Situation zwingt viele dazu, teurere
Wohnungen zu akzeptieren, die letztlich nicht durch die
staatliche Unterstützung gedeckt sind.

Folgen für Betroffene

Sozialverbände kritisieren vehement die unrealistischen
Mietobergrenzen. Sie argumentieren, dass diese nicht nur die
Suche nach angemessenem Wohnraum erschweren, sondern
auch finanzielle Spielräume der Bürgergeld-Empfänger erheblich
einschränken. Das Geld, das zur Miete oder Heizung aufgebracht
werden muss, fehlt dann an anderer Stelle, wie etwa für
Lebensmittel, Kleidung oder Bildungsangebote, was langfristig
zu einer drohenden Verarmung führen kann.

Fazit und Ausblick

Die finanzielle Belastung für Bürgergeld-Empfänger in Sachsen-
Anhalt und darüber hinaus zeigt eine klare Diskrepanz zwischen
den festgelegten Richtlinien und der realen Wohnsituation.
Während die staatliche Unterstützung eine wichtige Rolle spielt,
sind viele Haushalte aufgrund unangemessener Kosten und



Mietstrukturen gezwungen, zusätzliche Beträge zu zahlen. Die
Herausforderungen in der Wohnungsversorgung müssen
dringend angegangen werden, um sicherzustellen, dass sozial
schwächere Haushalte in Deutschland nicht weiter unter Druck
geraten.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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